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Betreff

Errichtung einer Stadtinformationsanlage vor dem Grundstuck Martinstraf3e 8 hinter
Augustinerstral3e

Beschlussorgan

Bezirksvertretung 1 (Innenstadt)

Gremium Datum
Bezirksvertretung 1 (Innenstadt) 07.12.2017
Beschluss:

Die Bezirksvertretung Innenstadt beschliel3t die Errichtung einer Stadtinformationsanlage (SIA) im
Bereich des o6ffentlichen StralRenlandes vor dem Grundstiick Martinstrafl3e 8 hinter Augustinerstralie,
wie in den Anlagen 1 — 2 dargestellt.




Haushaltsmafige Auswirkungen
X Nein

Begrindung:

Der vom Rat beschlossene und seit dem 01.01.2015 guiltige Werbenutzungsvertrag sieht die Aufstel-
lung von bis zu 350 Stadtinformationsanlagen im 4/1-Format vor.

Der Standort ist als Satzungsstandort in der Gestaltungssatzung Hohe Stral3e/Schildergasse vom
13.01.2006 festgelegt (Satzungsplan, Anlage 3).

Fur die Aufstellung von Werbeanlagen im 6ffentlichen StraRenland sind die Erteilung einer Bauge-
nehmigung und einer Sondernutzungserlaubnis erforderlich. Die erforderliche Baugenehmigung ist zu
erteilen, wenn keine bauordnungs-, bauplanungsrechtlichen oder sonstigen offentlich-rechtlichen Vor-
schriften entgegenstehen.

Sondernutzungserlaubnisse sind Ermessensentscheidungen, wobei das Ermessen durch den Wer-
benutzungsvertrag schon insoweit gebunden wurde, dass Art und Anzahl der zulassigen Anlagen
festgelegt und grundsatzliche stadtgestalterische Vorgaben definiert wurden. Das Stadtgebiet wurde
daruber hinaus in hochsensible, sensible und sonstige Zonen eingeteilt, die die Zuléssigkeit bestimm-
ter Anlagen in verschiedenen Bereichen regeln. Der immer konkret standortbezogen zu stellende
Antrag kann, wenn er diesen Vorgaben entspricht, stral3enrechtlich im Wesentlichen nur noch aus
verkehrlichen Griinden abgelehnt werden. Aus gestalterischen Griinden kann eine Ablehnung nur
dann erfolgen, wenn bezogen auf den jeweiligen Stralenzug ein nachvollziehbares Planungskonzept
besteht oder ein gestalterisches Konzept erkennbar ist, das die Aufstellung nicht zulasst. Steht das
beantragte Vorhaben im Einklang mit dem Werbenutzungsvertrag und stehen keine der vorgenannten
Grunde entgegen, kann ermessensfehlerfrei nur die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis erfolgen.
Das bloBe Empfinden, dass eine Anlage an einem bestimmten Standort stérend wirkt, kann nicht zur
Ablehnung fihren.

Die beantragte Stadtinformationsanlage ist in einem aufwandigen Verfahren vom Stadtplanungsamt,
dem Amt fur StraBen und Verkehrstechnik und dem Amt fur Landschaftspflege und Grinflachen posi-
tiv vorgeprift worden und entspricht allen Bedingungen des Werbenutzungsvertrages.

Im Falle einer Ablehnung muss ein rechtsmittelféahiger Bescheid erteilt werden, gegen den die Klage
vor dem Verwaltungsgericht Kéln zulassig ist. Sollte dem Standort nicht zustimmt werden, bendtigt
die Verwaltung einen entsprechenden rechtssicheren Ablehnungsgrund und bittet in diesem Falle um
eine detaillierte Erlauterung.

Anlagen



	Name
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

